
 

 

WAHLPRÜFSTEINE DES DEUTSCHEN HANFVERBANDES 

zur Landtagswahl in Brandenburg am 01.09.2019 

 

1. Die deutsche Drogenpolitik basiert auf vier Säulen: Prävention, Beratung und 

Behandlung, Überlebenshilfe und Schadensminimierung, Repression und 

Angebotsminimierung. In Deutschland werden weit mehr Ressourcen für 

Repression als für Prävention ausgegeben. Wie bewerten Sie die 

Schwerpunktsetzung in der Drogenpolitik? Halten Sie Repression und die 

Kriminalisierung von Drogenkonsumenten für eine sinnvolle Säule der 

Drogenpolitik? 

Nein. Die Phase der Prohibition Alkohols in den USA hat eindrucksvoll unter Beweis ge-

stellt, dass Repression und Kriminalisierung keine sinnvolle Strategie ist. Auch bei Canna-

bis und anderen Drogen zeigen sich ähnliche Probleme, wenn auch  nicht so deutlich in 

der deutschen Öffentlichkeit. Andere Länder wie die Niederlande oder Kanada machen mit 

ihrer liberalen Cannabispolitik vor, wie es besser geht.  

Unser Ziel ist es, gesundheitliche Risiken zu minimieren. und die Selbstbestimmungsrech-

te von Menschen zu achten   Wir wollen dem Schwarzmarkt das Wasser abgraben und 

zugleich Konsumfreiheit, Selbstbestimmung und Eigenverantwortung der Bürger*innen 

stärken. 

 

2. Menschen, die Cannabis konsumieren, werden immer noch strafrechtlich verfolgt. 

Wollen Sie diese Strafverfolgung generell mildern, verschärfen oder unverändert 

lassen? 

Mildern, siehe Antwort auf Frage 3 

 

3. Nach dem Urteil des BVerfG von 1994 sollen “Geringe Mengen” für den 

Eigenbedarf nicht strafrechtlich verfolgt werden. Wie stehen Sie zur aktuellen 

Verordnung zur Anwendung der "Geringen Menge" nach §31a BtmG in Brandenburg 

und planen Sie Änderungen? 

Wir befürworten eine Entkriminalisierung von Cannabis, beginnend mit der Anpassung an 

die Berliner Rechtslage. Diese besagt, dass gegen den Besitz von weniger als zehn 

Gramm Marihuana nicht strafrechtlich ermittelt werden darf und auch noch bei Mengen 

von bis zu 15 Gramm eine Einstellung des Verfahrens möglich ist. Wir möchten diese 

Regelung auch in Brandenburg einführen. Außerdem soll ein Modellprojekt die legale 

Abgabe von Cannabis an Volljährige ermöglichen. 

 

 

ANTWORTEN VON: 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Brandenburg 



4. Wollen Sie die Strafverfolgung des Anbaus weniger Hanfpflanzen zur Deckung 

des Eigenbedarfs mildern, verschärfen oder unverändert lassen? 

Mildern. 

 

5. Nach §3 Abs. 2. BtMG kann eine Kommune oder ein Land eine 

Ausnahmegenehmigung für eine legale Veräußerung von Cannabis beantragen, 

wenn dies im wissenschaftlichen oder öffentlichen Interesse liegt. Wie stehen Sie zu 

einem Modellversuch für eine kontrollierte Veräußerung von Cannabis an 

Erwachsene? 

Wir wollen auch in Brandenburg einen solchen Modellversuch starten. Siehe Frage 11. 

 

6. Ein regulierter legaler Markt bietet die Möglichkeit von Qualitätskontrollen bei 

Cannabisprodukten. Auf dem heutigen Schwarzmarkt sind der Wirkstoffgehalt 

sowie mögliche Verunreinigungen und Beimengungen des Cannabis für den 

Konsumenten nicht ersichtlich. Unter dem Aspekt der Schadensminimierung wäre 

die Möglichkeit für anonyme Substanzanalysen ein drogenpolitisches Instrument, 

das auch jetzt genutzt werden könnte. Wie stehen Sie zur Qualitätskontrolle (Drug-

Checking) von Substanzen wie Cannabis? 

Der Konsum illegaler Drogen wird sich nie hundertprozentig verhindern lassen. Wir wollen 

daher Drugchecking, also die anonyme Überprüfung von chemischen Substanzen auf 

Streckmittel, ermöglichen und somit die Gesundheitsrisiken senken. Das aktuelle Konzept 

in Berlin erscheint uns ein vielversprechender Weg. 

 

7. Cannabiskonsumenten werden bei der Überprüfung der Fahreignung gegenüber 

Alkoholkonsumenten benachteiligt. Selbst ohne eine berauschte Teilnahme am 

Straßenverkehr kann Menschen, die Cannabis konsumieren, der Führerschein über 

das Verwaltungsrecht entzogen werden. Setzen Sie sich für eine Gleichbehandlung 

mit Alkoholkonsum bei der Auslegung der Fahrerlaubnisverordnung (FeV) ein? 

Ja. Siehe Frage 8. 

 

8. Der reine Besitz von Cannabis – ohne einen Bezug zum Straßenverkehr – wird 

nahezu regelmäßig von der Polizei an die Führerscheinstellen gemeldet Dies 

widerspricht u.E. der Umsetzung des Beschlusses des Bundesverfassungsgerichts 

vom 20.06.2002, in dem u.a. festgestellt wird, dass der Besitz, der einmalige oder 

gelegentliche Konsum von Cannabis ohne Einfluss auf das Führen von 

Kraftfahrzeugen im Straßenverkehr keine fahrerlaubnisrechtlichen Maßnahmen 

nach sich führen sollte. Wollen Sie in Brandenburg an dieser Praxis festhalten oder 

diese ändern? 

Es gibt keinen Grund, Cannabis und Alkohol im Straßenverkehr unterschiedlich zu 

behandeln. Allerdings sollte aus unserer Sicht niemand berauscht Auto fahren. Personen, 

die gelegentlich Cannabis konsumieren, jedoch nicht unter diesem Einfluss Auto fahren, 



sollten nicht mit Führerscheinentzug bestraft werden. Allerdings handelt es sich hier um 

eine bundesrechtliche Regelung. 

9. Viele drogenpolitische Maßnahmen betreffen eher Bundesrecht. Haben Sie vor, 

Ihre drogenpolitischen Positionen, beispielsweise über Bundesratsinitiativen, auch 

bundesweit zu vertreten? 

Wir wollen uns auf Bundesratsebene primär für eine generelle Streichung von Cannabis 

aus dem Betäubungsmittelgesetz einsetzen. Prävention und Jugendschutz sind uns 

wichtig. Werbung für Drogen – somit auch Werbung für Alkohol und Tabak – wird von 

vielen Minderjährigen wahrgenommen und steuert der Prävention aktiv entgegen. Wir 

wollen uns daher für ein generelles Verbot von Alkohol- und Tabakwerbung einsetzen. 

 

10. Welche drogenpolitischen Initiativen gab es von Ihrer Landespartei und 

Landtagsfraktion in der aktuellen Legislaturperiode? 

Unsere Landtagsfraktion hat mehrere Anfragen an die Landesregierung gestellt:   

zurCannabis-Politik in Brandenburg, Prävention und Schutz von Konsumenten, zu  

gesundheitlichen Risiken durch Alkoholkonsum, zu Glücksspielen sowie zur 

Strafverfolgung bei Cannabis.. Wir haben einen 7-Punkte-Plan zur Entlastung der 

Brandenburger Justiz entwickelt, der eine Entkriminalisierung von Cannabis vorsieht. Der 

Umgang und Folgen von Drogen wurde darüber hinaus in den Ausschüssen diskutiert, 

etwa im Rechtsausschuss bzgl. der Justizvollzugsanstalten. 

 

11. Welche drogenpolitischen Initiativen plant Ihre Partei und Fraktion für die 

kommende Legislaturperiode? 

Wir wollen den Cannabisvertrieb und -konsum aus dem rechtsfreien Raum in die 

staatliche Kontrolle holen. Bisher beschert der Schwarzmarkt der organisierten Kriminalität 

hohe Gewinne, Streckmittel und unklarer Wirkstoffgehalt sind ein hohes Risiko für 

Konsumierende. Mit einem Cannabismodellprojekt wollen wir die legale Abgabe an 

volljährige Konsument*innen ermöglichen und dem Schwarzmarkt das Wasser abgraben. 

 

12. Es werden derzeit unterschiedliche Modelle für die Legalisierung weltweit 

diskutiert und teilweise erprobt. Die öffentliche Zustimmung für eine Legalisierung 

steigt derzeit rasant. Die Frage ist nicht mehr so sehr, ob wir legalisieren, sondern 

wie wir regulieren. Wie sollte Ihrer Meinung nach ein regulierter Markt für 

Cannabisprodukte aussehen? 

Der Entwurf für ein Cannabiskontrollgesetz der bündnisgrünen Bundestagsfraktion von 

2017 weist aus unserer Sicht den Weg, wie individuelle Freiheit für Erwachsene und 

strikter Jugendschutz in eine ausgewogene Balance gebracht werden können. Wir wollen 

einen Jugendschutz mit strengen Kontrollen, mehr Prävention und die Vermeidung von 

Gesundheitsrisiken für erwachsene Konsumenten durch Regulierung und Kontrolle der 

Qualität. 

 


